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Umzüge zwischen den Bundesländern


(Binnenwanderung)


Seit der Wiedervereinigung gibt es in Deutschland verstärkt Umzüge in andere Bundesländer, um einen Arbeitsplatz ausüben zu können. Als Folge davon sind in Ostdeutschland große Gebiete entvölkert mit dramatischen Folgen. Zurück bleiben meist ältere Menschen mit schwindender Infrastruktur. Durch den Wegzug von Menschen und den Verlust von Kaufkraft schließen Läden, Praxen usw. Die Menschen müssen immer weitere Wege zurücklegen. Dies kostet nicht nur Geld und Zeit, sondern ist oft kaum realisierbar, wenn man kein Auto hat und nicht auf einen ÖPNV zurückgreifen kann.


Bei Gewerbegebäuden, Mietobjekten und Kommunen gilt in gleichem Maße, dass zur Aufrechterhaltung und Abdeckung der Kosten eine gewisse Auslastung vorhanden sein muss. Das ist sicherlich eine politische Herausforderung und gelingt nur, wenn die Bedingungen so sind, dass es wirtschaftlich ist, wenn sich dort Betriebe ansiedeln. Es gibt bei den Löhnen immer noch einen Unterschied zwischen West und Ost, der sich seit der Wiedervereinigung stark verringert hat. Wenn man versucht die Situation neutral zu betrachten, stellt sich die Frage, ob eine Forcierung der Angleichung zwischen West und Ost den Menschen im Osten zum Vorteil gereicht.


Die Renten liegen in Ostdeutschland durch die Lebensbiographien deutlich höher als im Westen. Wenn man schaut, wie hart dafür jeweils gearbeitet werden musste, handelt es sich bei den Ostrenten um ein Geschenk von Helmut Kohl bei der Wiedervereinigung. Dies ist in etwa vergleichbar mit dem grundsätzlich sozial zu bejahenden Länderfinanzausgleich, bei dem es teilweise allerdings danach Nehmerländern besser geht als Geberländern.


Bei der Betrachtung der Binnenwanderung über mehr als ein Jahrzehnt, sind die Wegzüge in folgenden Bundesländern prozentual – absteigend – am stärksten:




	Sachsen-Anhalt


	
Mecklenburg-Vorpommern


	Thüringen


	Sachsen





dann folgt Niedersachsen als erstes westliches Bundesland.


Bei den Zuzügen gibt es grob gesagt einen Trend in den Süden in Deutschland, wobei Hamburg bei den prozentualen Zuzügen als Ausnahme nach Bayern an zweiter Stelle steht und auch Schleswig-Holstein prozentual ganz vorne auf dem vierten Platz liegt, mit knapp 3 Millionen Einwohner jedoch ein kleines Bundesland ist.


Im Hinblick auf die Wohnungsnot insgesamt ergeben sich rein logisch 3 Ansatzpunkte:




	Abwanderung aus dem Osten stoppen, Zuwanderung als Langfristziel


	In Regionen mit Zuwanderung durch Maßnahmen von Bund und Land den Wohnungsbau fördern


	Aufenthaltsort von Flüchtlingen zur Linderung der Wohnungsnot nur in den Regionen mit freien Wohnungen festlegen







Millionenfache Flüchtlingszuwanderung


durch Merkel bis zur


Wohnungskündigung von


Kommunen für Asylanten


Nach den Vorfällen in Chemnitz hat Bundesinnenminister Seehofer am 06.09.2018 auf der CSU-Klausurtagung Verständnis für die Demonstranten geäußert. Migration nannte er wörtlich "die Mutter aller Probleme".


Für diese Aussagte wurde Horst Seehofer oft kritisiert. Faktisch stimmt jedoch diese Aussage. Durch die Alleinentscheidung von Bundeskanzlerin Merkel für offene Grenzen kam es in England ganz knapp zu einem Brexit, den es ansonsten nicht gegeben hätte. Im Osten der EU war die entstandene Situation in der EU und der Wunsch, dass die Flüchtlinge von Frau Merkel verteilt werden sollen, die Begründung für die Veränderungen vor allem in Ungarn und Polen. Es steht außer Frage, dass die Veränderungen in den EU-Ost-Ländern nicht zu unseren Wertvorstellungen und den Rechtsnormen in der EU passen und deshalb Polen angewiesen wurde, die Zwangspensionierung von Richtern zu widerrufen. Es ist aber wie bei einem Wasserfass, es gibt einen Punkt, da läuft das Fass über. Wenn man vorher stoppt, eben nicht.
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